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Peer Steinbrück beteuert, er wolle die Finanz-
märkte bändigen und mehr Gerechtigkeit 
durchsetzen. Insgeheim scheint der Kanzler-
kandidat der SPD jedoch auf ein anderes Ziel 
programmiert zu sein: Wie schrumpfe ich die 
Partei? Steinbrück plus Kanzlerkandidatur 
plus SPD, das heisst offenkundig, Unverein-
bares aneinanderzuketten. Geht es mit seiner 
Kanzlerkandidatur so weiter, wie es angefan-
gen hat, dann könnte sie zu der Tragikomö-
die 2013 werden.

Rückblende: Am Abend der Bundestags-
wahl 2009 schien die SPD ihren Tiefpunkt er-
reicht zu haben. Weniger geht nicht, da waren 
sich alle sicher: 23 Prozent fuhr 
der damalige Kanzlerkandidat 
Frank-Walter Steinmeier ein; 
vier Jahre zuvor waren es 11,2 
Prozent mehr gewesen. Stein-
meier war Architekt der weit-
hin als unsozial empfundenen 
Agenda 2010 – die Arbeitslose 
schon nach zwölf Monaten, un-
ter Anrechnung ihres Ersparten, 
auf Sozialhilfeniveau setzte und 
das Rentensystem teilprivati-
sierte – und engster Mitarbeiter 
des früheren SPD-Kanzlers Ger-
hard Schröder gewesen. So erklärten manche 
das Desaster. Doch nun sät Peer Steinbrück 
Zweifel: Warum soll es nicht noch tiefer 
g ehen?

Die SPD steckt in einer schweren Kri-
se. Auch ohne den schnell, schnoddrig und 
scharf redenden Steinbrück geht es ihr 
schlecht genug. In den letzten zehn Jahren 
verlor die Partei Hunderttausende Mitglieder. 
Der Schwund hat sich inzwischen zwar ver-
langsamt: Knapp 480 000 Mitglieder zählt sie 
heute. Doch diese Zahl illustriert bestenfalls 
die Hälfte des Dramas: zu viele Alte (knapp 
die Hälfte über sechzig Jahre), zu viele Män-
ner (siebzig Prozent) und Beamte, zu wenige 
Junge (knapp zwei Prozent unter 21 Jahren), 
zu wenige Frauen und Hochqualifizierte. 
Und: Oft gingen und gehen die Aktiven. Die 
Partei magerte bis auf die Knochen ab, weil 
sie ihren Markenkern, die soziale Gerechtig-
keit, ruinierte: Laut Umfragen sind etwa zwei 
Drittel aller BürgerInnen der Meinung, die 

SPD habe mit der Agenda-Politik  ihre Prin-
zipien aufgegeben.

Abschied von der Agenda 2010?

Seit Jahren versucht die SPD, sich von eben-
dieser Agenda-Politik zu verabschieden  – es 
gelingt ihr nicht. Was es gibt, das ist Stim-
menwirrwarr. Sigmar Gabriel, seit 2009 
Vorsitzender, ging ein bisschen auf Distanz 
zu den Agenda-2010-Protagonisten Gerhard 
Schröder und Franz Müntefering: Die Partei 
habe unter deren Regentschaft ihr Herz ver-
loren. Aber, so fügt er stets hinzu: «Es war bei 

weitem nicht alles falsch, was 
war.» Und zudem gelte, «dass 
wir alle die Politik der letzten 
Jahre gemeinsam zu verant-
worten haben». In einem Inter-
view kurz nach seiner Amts-
übernahme sagte Gabriel: «Der 
Wähler hat einfach kein klares 
Bild mehr davon, wofür wir ste-
hen.» Peer Steinbrück erkannte 
schon 2007: «Wir heulen ein 
bisschen über Hartz IV und über 
die Agenda 2010. Da sagen die 
Menschen: Wenn die sich nicht 

vertrauen, warum soll ich ihnen vertrau-
en?» Frank-Walter Steinmeier bekennt: Er sei 
unverändert «stolz» auf die Ergebnisse der 
elfjährigen Regierungsarbeit unter Kanzler 
Schröder (rot-grüne Koalition) und Kanzle-
rin Angela Merkel (grosse Koalition). 

Aussenstehende können diese letztlich 
seit 2005 und bis heute andauernde Quäle-
rei nur so zusammenfassen: Irgendwie steht 
die SPD zur Politik der Agenda 2010, irgend-
wie aber auch nicht. Sie ist mit sich nicht im 
R einen.

Diese Fragilität und Kraftlosigkeit spie-
gelt sich auch in ihrer Führung, ihrer Kopf-
losigkeit wider. Kurt Beck, langjähriger 
Ministerpräsident in Rheinland-Pfalz und 
kurzzeitiger Parteivorsitzender, hat sich  – 
auch beschädigt wegen Missmanagement 
rund um das Grossprojekt Nürburgring – zu-
rückgezogen. Die früheren Hoffnungsträger 
Klaus Wowereit, Berlin, und Matthias Plat-
zeck, Brandenburg, demontieren sich selbst: 

Sie haben das Desaster rund um den ge-
planten Grossflughafen Berlin Brandenburg 
zu verantworten.

Auch in den meisten anderen Bundes-
ländern stecken die SPD-Spitzen in Alltags-
geschäften fest, ohne Fortüne und Profil. Es 
bleiben die strahlende Ministerpräsidentin 
von Nordrhein-Westfalen, Hannelore Kraft, 

und der eher biedere, aber politisch profi-
lierte Olaf Scholz, Regierungschef im kleinen 
Bundesstaat Hamburg. Und weil von unten 
niemand drängt, standen und stehen der mit-
telalte Gabriel und die zwei älteren Herren 
Steinmeier und Steinbrück an der Spitze der 
Partei: Es ist eine frauenfreie Zone.

Diese Troika aus zwei Agenda-2010-Anhän-
gern und einem sich in die politische Um-
triebigkeit flüchtenden Vorsitzenden hat ein 
besonders markantes Alleinstellungsmerk-
mal: Alle drei haben bisher Wahlen nur verlo-
ren, noch nie eine gewonnen. Sigmar Gabriel 
machte rasch klar, er wolle nicht als Kanz-
lerkandidat antreten: Er galt wegen seiner 
schlechten Umfragewerte als nicht vermittel-
bar. Steinmeier sagte im Sommer ab.

Von Helmut Schmidt gesalbt

So blieb Steinbrück, der im vergangenen 
Jahr noch meist gute Umfragewerte hatte 
und dem wichtige Medien wie «Spiegel» und 
«Zeit» die Steigbügel hielten. Helmut Schmidt 
salbte ihn öffentlich: Der Peer, der kenne sich 
in Sachen Finanzmärkte aus. Schmidt und 
Steinbrück spielten Schach, schrieben Bücher, 
tourten durch die Fernsehprogramme. Auch 
Gerhard Schröder gab den Segen dazu, und 
Sigmar Gabriel behauptete kühn: Steinbrück 
verkörpere die entscheidenden Themen der 
SPD  – die Bändigung der Finanzmärkte und 
ein neues soziales Gleichgewicht  – und sei 
deshalb «der beste Kanzler, den Deutschland 
finden kann». 

Mit Gerhard Schröder hatte die SPD bis 
2005 das Original. Mit Steinmeier hatte sie 
2009 einen Schröder-Mitarbeiter als Kanzler-
kandidaten, und heute hat sie eine Schröder-
Kopie. Fortschritt wird bei der SPD neu buch-
stabiert.

Nun hat sie ihn und ist von Anfang an un-
glücklich mit ihm. Vordergründig geht es um 
Fettnäpfchen, in die der Kandidat inzwischen 
so oft getreten ist, als sei er selber eins. Eine 
genaue Betrachtung zeigt, dass es um mehr 
geht als nur um peinliche kleine Fehltritte.

Widerwillen gegen die Partei

Peer Steinbrück ist erst seit 2009 Parlamen-
tarier. Doch das Mandat als Bundestagsabge-
ordneter scheint ihm unwichtig, eher lästig: 
Er sitzt in zwei Ausschüssen des Parlaments, 
dem Ausschuss für Kultur und Medien und 

Alle drei 
 führenden SPD-
Vertreter haben 
bisher nur 
Wahlen verloren, 
nicht gewonnen.

DeutschlanD

Die SPD setzt auf einen,  
der das Kapital versteht
Die Niedersachsen-Wahl am Sonntag gilt als Stimmungsbarometer für die Bundestagswahl im September – und Rot-Grün hat 
durchaus Chancen, die bürgerliche Landesregierung abzulösen. Doch die SPD leidet zunehmend unter ihrem Kanzlerkandidaten.

Von Wolfgang Storz, franKfurt

Vorgeschmack auf 2013
Wahl- und PolitikstrategInnen gehen davon 

aus, dass die Landtagswahl in Niedersach-
sen an diesem Sonntag die Stimmung des 
Wahlkampfjahrs 2013 prägen könnte. Bis-
her regierte in Hannover eine CDU/FDP-
Koalition; SPD und Grüne wollen sie ab-
lösen. Die Umfragen deuten auf ein Patt 
zwischen dem schwarz-gelben und dem 
rot-grünen Lager hin. Entscheidend ist, 
ob die FDP wieder ins Parlament einzieht 
oder scheitert.

Die SPD-Spitze hat klargemacht, dass sie auch 
bei einer Wahlniederlage an Peer Stein-
brück festhält. In aktuellen Umfragen liegt 
die CDU bei etwa 40 Prozent, die SPD bei 
30, die Grünen bei 13 und die Linke unter 
5 Prozent. Die Piraten würden mit nur 3 
Prozent scheitern, die Zahlen für die FDP 
schwanken um die 5-Prozent-Hürde.

Das letztlich schwache bürgerliche Lager 
kann nur deshalb in Ländern und auf Bun-
desebene regieren, weil die inzwischen 
viergeteilte Opposition (SPD, Grüne, Lin-
ke, Piraten) in den entscheidenden Regie-
rungs- und Machtfragen nicht gemeinsam 
handelt, sich darüber nicht einmal berät. 
Kanzlerkandidat Steinbrück ist die Garan-
tie dafür, dass sich die SPD auch künftig 
nicht öffnet.
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dem für EU-Politik – aber jeweils nur als stell-
vertretendes Mitglied. Mehr schätzt er das 
Geldverdienen: als Buchautor, als Redner, als 
Aufsichtsratsmitglied bei Thyssen Krupp. Sei-
ne Geschäfte brummen, er ist in Kreisen der 
Wirtschaft sehr beliebt: vor allem, weil er in 
ihrem Sinn tickt, weil er wie andere Sozial-
demokratInnen gerne laut sagt, wie wenig 
seine SPD von Wirtschaft versteht. Das macht 
ihn interessant: der Sozialdemokrat, der 
den Widerwillen gegen seine Partei wie eine 
Monstranz vor sich herträgt. So verdiente er 
ab 2010 als Buchautor Hunderttausende Euro. 
Von 2010 bis 2012 sass er für 120 000 Euro im 
Aufsichtsrat von Thyssen Krupp, auch um sich 
politisch für den Konzern einzusetzen, etwa 
als es um Rabatte bei den Stromkosten ging, 
wie Medien jüngst berichteten. Fast 1,5 Mil-
lionen Euro strich er ab 2010 als Redner ein: 
Mal gab es 15 000, mal 25 000 Euro für eine 
meist allseits bekannte Rede und etwas Dis-
kussion danach.

Ein wandelndes Fettnäpfchen

So sprach er im September 2011 für 15 000 
Euro auch bei der Wirtschaftskanzlei Fresh-
fields Bruckhaus Deringer. Dabei ist wichtig 
zu wissen, dass das Bundesfinanzministeri-
um unter Peer Steinbrück diese Kanzlei mit 
Arbeiten für gut 1,8 Millionen Euro beauf-
tragte, Gesetze im Zusammenhang mit der Fi-
nanzmarktkrise auszuarbeiten.

Tritt Peer Steinbrück hier in Fettnäpfchen, 
wie es in Politik und Medien heisst? Was wird 
hier gehandelt? Beste Rede gegen enorm ho-
hes Honorar? Geht es um kleine Geschenke im 
Nachhinein? Oder um die Pflege einer guten 
Freundschaft? 

Der Soziologe Wolfgang Streeck hat sich 
unter anderem mit der Frage beschäftigt, wa-
rum beispielsweise Goldman Sachs Expert-
Innen zu Reden einlädt und diese extrem 
hoch dafür bezahlt  – ExpertInnen, die dann 
auch mal US-Finanzminister sind oder wie 
Mario Draghi und Mario Monti mal Präsident 
der Europäischen Zentralbank oder Minister-
präsident von Italien. Streecks Antwort: Diese 
Leute seien im Kern keine Experten, sondern 
Interessenvertreter und «Kapitalversteher». 

Und deshalb, weil sie «Kapitalversteher» seien, 
erhielten sie so ungewöhnlich hohe Hono-
rare. Es spricht viel dafür, das Motiv jener, die 
Steinbrück so hoch honorieren, darin zu se-
hen, dass sie ihn als «Kapitalversteher» sehen 
und als solchen pflegen wollen. Sie liegen da-
mit nicht falsch. Die politische Biografie von 
Peer Steinbrück gibt dies allemal her.

Deregulierung und Niedriglohn

Politisch ist Steinbrück  – Volkswirtschaftler, 
viele Jahre politischer Bürokrat, dann Lan-
desminister, Ministerpräsident, Bundesfi-
nanzminister – klar verortet: Die Agenda 2010 
durchsetzen, den Arbeitsmarkt deregulieren, 
einen Niedriglohnsektor schaffen, Unterneh-
menssteuern und Spitzensteuersätze dras-
tisch senken, die Finanzmärkte loslassen  – 
das ist seine Welt und seine Politik, immer mit 
der Begründung, anders werde Deutschland 
nicht wettbewerbsfähig. Als Bundesfinanzmi-
nister tat er nichts, um die Vermögenssteuer 
wiedereinzuführen. 

In seinem Buch «Unterm Strich» erläuterte 
er, die Behauptung von der zu geringen Be-
steuerung der Reichen sei ein «Mythos». Und 
wenn Steinbrück heute Gerechtigkeit zu sei-
nem wichtigsten Wahlkampfthema machen 
will, dann ist es gut zu wissen, wie er diesen 
Wert definiert: «Soziale Gerechtigkeit muss 
künftig heissen, eine Politik für jene zu ma-
chen, die etwas für die Zukunft unseres Lan-
des tun, die lernen und sich qualifizieren, die 
arbeiten, die Kinder bekommen und erziehen, 
die etwas unternehmen und Arbeitsplätze 
schaffen, kurzum, die Leistung für sich und 
die Gesellschaft erbringen.» Das schrieb er 
2003 in der «Zeit».

Wenn er nun als Kanzlerkandidat mehr 
Gerechtigkeit verspricht, ist dies das Gegen-
teil seiner Politik der letzten zehn Jahre. «Mir 
hätte gefallen, wenn jemand gesagt hätte: Wir 
sind Koautoren dieser Krise», schrieb letztes 
Jahr der ostdeutsche Soziologe Wolfgang 
Engler. Denn diese Krise «war ja weitgehend 
ein Produkt der rot-grünen Regierung, die 
riskante Finanzprodukte zugelassen und in 
der Steuergesetzgebung Schleusen geöffnet 
hat». Von solchen Empfehlungen fühlen sich 
Peer Steinbrück und die SPD offensichtlich 
nicht angesprochen.
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«Aushängeschild der Undankbarkeit»
«Sie sollten nicht einmal im Traum daran den-
ken, die Regierung zu verklagen», schrieben 
gleich mehrere VertreterInnen des US-Parla-
ments in einem Brief an Robert Miller, Vor-
standschef von AIG, einem der grössten Versi-
cherungskonzerne der Welt. Der AIG-Vorstand 
hatte vergangene Woche darüber beraten, ob 
der Konzern von der US-Regierung Schadener-
satz für seine AktionärInnen verlangen soll, de-
nen aufgrund der «schlechten» Bedingungen 
des Rettungspakets von 2008 Profite entgan-
gen seien. Die Versicherung war jahrelang 
hoch riskante und spekulative Geschäfte einge-
gangen und hatte so wesentlich zum Ausbruch 
der Finanzkrise 2007 beigetragen. Um sie vor 
einem möglichen Bankrott zu retten, genehmi-
gte die Regierung ein Rettungspaket von 182 
Milliarden US-Dollar, von dem AIG bis Ende 
2012 rund 130 Milliarden bezog.

Bereits 2011 hatte der frühere Konzern-
chef Mau rice Greenberg im Namen der Aktio-
närInnen eine Klage eingereicht, da die Bedin-

gungen des Rettungspakets diese um Milliar-
dengewinne gebracht hätten. Die Zinsrate von 
vierzehn Prozent sei um ein Vielfaches höher 
gewesen als bei den Bail-outs anderer Banken 
und Konzerne, lautete die Begründung. Die 
Klage war damals abgewiesen worden. Nun 
kam sie erneut aufs Parkett, da AIG nach eige-
nen Angaben inzwischen «jeden von den USA 
geliehenen Dollar» zurückgezahlt habe.

Durch ihr rücksichtsloses Verhalten im 
Vorfeld der Krise sei AIG schon einmal das 
«Aushängeschild von Habgier und finanziellem 
Miss ma nage ment» gewesen, schrieben die Par-
lamentarierInnen im Vorfeld der Vorstands-
sitzung. Durch eine Klage würden sie nun zum 
«Aushängeschild unternehmerischer Undank-
barkeit und Unverschämtheit». Der Vorstand 
hat daraufhin entschieden, auf eine eigene 
Klage zu verzichten. Mau rice Greenberg wird 
jedoch – wie es in den USA möglich ist – seine 
Klage von einem Berufungsgericht neu prüfen 
lassen.  sw

NAhrUNgSmittelverSchweNdUNg

Die Hälfte im Abfall 
Dreissig bis fünfzig Prozent der produzierten 
Nahrungsmittel gelangen nicht zu den Verbrau-
cherInnen oder werden weggeworfen – das sind 
jedes Jahr 1,2 bis 2 Milliarden Tonnen. Zu die-
sem Befund kommt eine Studie der britischen 
Institution of Mechanical Engineers. Diese Ver-
schwendung sei nicht nur mitverantwortlich 
für den Hunger in der Welt, sie führe auch zum 
Verschleiss von Land, Energie und Wasser. Etwa 
550 Milliarden Kubikmeter Wasser gehen jedes 
Jahr für die Produktion von Nahrungsmitteln 
verloren, die nie gegessen werden. Besonders 
stark ist die Verschwendung bei Fleisch: Ein 
Kilogramm Fleisch bindet zwanzig bis fünfzig 
Mal so viel Wasser wie ein Kilogramm Gemüse.

Gemäss Uno dürfte die Weltbevölkerung 
bis 2075 um weitere drei Milliarden Menschen 

anwachsen. Doch anstatt einseitig auf höhere 
Lebensmittelproduktion zu setzen  – ein Heils-
versprechen nicht nur der Gentechindustrie  –, 
empfiehlt der Bericht dringlich, die Essens-
verschwendung zu stoppen: Entwicklungs-
länder müssten dazu ihre Transport- und 
Lager infrastruktur verbessern; in den reichen 
Ländern müsse hingegen der Trend gestoppt 
werden, dass systematisch zu viel Essen gekauft 
wird oder aber Produkte nur wegen Schön-
heitsfehlern in den Regalen liegen bleiben. Al-
lein durch einen verantwortungsvolleren Um-
gang mit bereits produzierten Lebensmitteln 
könnte fast doppelt so viel Nahrung wie heute 
genutzt werden  – womit möglicherweise auch 
einige Konflikte um Land und Wasser vermie-
den werden können.  spö


